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1
Prozesskosten als außergewöhnliche
 Belastung?

Nach § 33 Abs. 2 Satz 4 EStG können Prozesskos -
ten grundsätzlich nicht als außergewöhnliche
Belastung  abgezogen werden; ein Abzug ist
aber ausnahmsweise zulässig, wenn es sich um

Aufwendungen handelt, „ohne die der Steuer-
pflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage
zu verlieren und seine lebensnotwendigen Be-
dürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr
befriedigen zu können“.6 Diese Vorschrift wurde
2013 als Reaktion auf eine Rechtsprechungs -
änderung des Bundesfinanzhofs in das Einkom-
mensteuergesetz eingefügt; inzwischen ist das
Gericht wieder zu seiner früheren – strengeren –
Rechtsprechung zurückgekehrt.7

In mehreren Urteilen hat der Bundesfinanzhof
seine Auffassung zur Berücksichtigung von
 (Zivil-)Prozess kosten als außergewöhnliche Be-
lastung konkretisiert. Danach können die Kos ten
von Schadensersatzpro zessen z. B. wegen ärzt -

1 Lohnsteuer-Anmeldungen
bzw. Umsatzsteuer-Voran -
meldungen müssen bis
zum Fälligkeitstag abge-
geben werden, da sonst 
Verspätungszuschläge ent-
stehen können.

2 Bei Antragstellung bis zum
30. September 2015 (siehe
§ 28 Abs. 3 GrStG).

3 Die Fälligkeit verschiebt
sich auf den 11. 7., weil der
10. 7. ein Sonntag ist.

4 Für den abgelaufenen
 Monat. Falls vierteljährlich
gezahlt wird, für das abge-
laufene Kalendervierteljahr.

5 Für den abgelaufenen
 Monat; bei Dauerfristverlän-
gerung für den vorletzten
Monat. Falls vierteljährlich
ohne Dauerfristverlänge-
rung gezahlt wird, für das
abgelaufene Kalenderviertel-
jahr.

6 Nach Anrechnung einer
 zumutbaren Belastung von
1 % bis 7 % des Gesamt -
betrags der Einkünfte (§ 33
Abs. 3 EStG).

7 Siehe BFH-Urteil vom
18. Juni 2015 VI R 17/14
(BStBl 2015 II S. 800);
vgl. auch Informationsbrief
Oktober 2015 Nr. 2.
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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Juli

Fälligkeit1 Ende der Schonfrist

Fr. 1. 7. Grundsteuer (Jahresbetrag)2 4. 7.

Mo. 11. 7.3 Lohnsteuer, Kirchensteuer,
 Solidaritätszuschlag4 14. 7.

Umsatz steuer5 14. 7.

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überwei sungen; maßgebend
ist die Gutschrift auf dem Konto der  Finanz behörde. Dagegen
muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem
Fälligkeitstermin eingereicht werden.



licher „Kunstfehler“ nur berücksichtigt werden,
soweit die Klage „auf eine Erwerbsunfähigkeits-
rente oder eine existenziell wichtige Entschädi-
gung als Ersatz für entgangene oder entgehende
Einnahmen zielt“.8 Eine Klage wegen Schmer-
zensgeld fällt danach nicht darunter.

Soweit die entstandenen Prozesskosten nur teil-
weise begünstigt sind, erfolgt eine Aufteilung
anhand der Streitwerte.

2
Maximal 50 % der Gesamtkosten eines PKW
als privater Nutzungsanteil?

Wird ein betrieblicher PKW auch für private
Zwecke genutzt, ist der auf die private Nutzung
entfallende Aufwand für den PKW nicht als
 Betriebsausgabe abzugsfähig, sondern als Ent-
nahme zu behandeln. Sofern die betriebliche
Nutzung mehr als 50 % beträgt, kann der pri-
vate Nutzungsanteil pauschal mit monatlich 1 %
des Bruttolistenpreises des PKW angesetzt wer-
den (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG).9 Maßgebend
ist dabei der Listenpreis für ein Neufahrzeug,
sodass diese Pauschalierung bei Gebraucht -
fahrzeugen vergleichsweise ungünstig ist, weil
die Absetzungen für Abnutzung bei einem ge-
ringeren Kaufpreis entsprechend kleiner aus -
fallen.

Bei Anwendung der pauschalen 1 %-Regelung
sieht die Finanzverwaltung10 eine sog. Kosten-
deckelung vor; danach kann der pauschal ermit-
telte Privatanteil die Gesamtkosten nicht über-
steigen. Das würde bedeuten, dass im Beispiel
8.000 Euro – und damit die gesamten Auf -
wendungen – als Privatentnahme anzusetzen
wären. Davon unabhängig besteht die Möglich-
keit, einen eventuell geringeren Privatanteil
durch den Einzelnachweis und ein Fahrtenbuch
darzulegen.

Im Hinblick darauf, dass die pauschale 1 %-Rege-
lung nur dann anwendbar ist, wenn die private
Nutzung weniger als 50 % beträgt, wird aller-

dings auch die Auffassung11 vertreten, dass der
private Anteil auf maximal 50 % der Gesamt -
kosten (im Beispiel wären das 4.000 Euro) zu
begrenzen sei.

Diese Frage ist Gegenstand eines Revisionsver-
fahrens;12 die Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs bleibt insoweit abzuwarten.

3
Erbschaftsteuerbefreiung für das sog.
 Familienheim: Selbstnutzung und Eigentum
als Voraussetzung

Erbt ein Ehegatte/Lebenspartner von seinem
Partner eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte
Immobilie oder Anteile daran, so bleibt dieser
Erwerb beim überlebenden Ehepartner regel -
mäßig erbschaftsteuerfrei. Voraussetzung ist
insbesondere, dass der Erblasser die Wohnung
bzw. das (Einfamilien-)Haus bis zum Erbfall
selbst bewohnt hat und auch der Erbe eine
Selbstnutzung vorgesehen hat.

Eine fehlende Selbstnutzung durch den ver -
storbenen Erblasser zu Lebzeiten ist nur dann
unschädlich, wenn zwingende (z. B. gesundheit-
liche) Gründe vorlagen, die ihn an einer Selbst-
nutzung gehindert haben. Dies kann aufgrund
eines längeren krankheitsbedingten Klinik- oder
Sanatoriumsaufenthalts oder bei einer  wegen
Pflegebedürftigkeit erforderlichen Unterbrin-
gung in einem Altenheim der Fall sein.13

Das Finanzgericht München14 hat entschieden,
dass die strengen Voraussetzungen auch dann
anzuwenden sind, wenn der Ehepartner vor Ein-
zug in eine neue Familienwohnung schwer er-
krankt und verstirbt.

Im Streitfall verzögerte sich der Umzug der Ehe-
leute in eine neu angeschaffte Wohnung durch
Umbaumaßnahmen. Obwohl der feste Ent-
schluss der Eheleute, ihren Wohnsitz in die neue
Wohnung zu verlegen, erkennbar war und der
überlebende Ehepartner die Wohnung nach Fer-
tigstellung auch bezog, verweigerte das  Gericht
die Steuerbefreiung. Diese komme nur in Frage,
wenn vor dem Eintritt der Hinderungsgründe
eine Selbstnutzung durch den Erblasser tat-
sächlich vorgelegen habe; die bloße Absicht, in
die Wohnung  einzuziehen, reiche nicht aus. In
diesem Fall ist nach Auffassung des Gerichts
auch die Erkrankung unerheblich.

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Steuerbefrei-
ung rückwirkend wegfällt, wenn der Erwerber
das Familien heim innerhalb von 10 Jahren nicht

10 Vgl. BMF-Schreiben vom 
18. November 2009 (BStBl
2009 I S. 1326), Rz. 18.

11 Vgl. FG München, Urteil
vom 9. Dezember 2014 
6 K 2338/11.

12 Az. des BFH: X R 28/15.

13 Vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 4b
ErbStG; siehe dazu auch
RE 13.4 Abs. 2 ErbStR.

14 Urteil vom 24. Februar 2016
4 K 2885/14 (EFG 2016
S. 731).

8 Vgl. BFH-Urteile vom 17. De-
zember 2015 VI R 78/13
(nicht amtlich veröffentlicht)
und VI R 7/14.

9 Fahrten zwischen Wohnung
und Betrieb werden gesondert
behandelt (vgl. § 4 Abs. 5 
Nr. 6 EStG).
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Beispiel:

Ein betrieblicher PKW wurde gebraucht für 30.000 i zzgl. Umsatzsteuer angeschafft. Der
Bruttolistenpreis beträgt 70.000 i. Der PKW wird zu 40 % privat verwendet.  Folgende
PKW-Aufwendungen sind angefallen:

Absetzungen für Abnutzung 5.000 i
Versicherung, Steuern 1.000 i
Übrige Aufwendungen 2.000 i

8.000 i

Der pauschale private Nutzungsanteil würde (1 % von 70.000 i � 12 =) 8.400 i  betra -
gen und damit sogar die Gesamtkosten übersteigen, obwohl die tatsächlichen, auf die
private Nutzung entfallenden Aufwendungen nur (8.000 i � 40 % =) 3.200 i betragen
haben.



mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt, es sei denn,
auch er ist daran durch zwingende Gründe ge-
hindert.15

Das Hessische Finanzgericht16 hat in diesem
 Zusammenhang entschieden, dass bei gegebe-
ner Selbstnutzung in diesem Zeitraum auch die
Beibehaltung des Eigentums an der Wohnung
gewährleistet sein muss.

Im Streitfall übertrug der Erbe das von seiner
Mutter geerbte Einfamilienhaus vier Jahre nach
dem Erbfall  wiederum auf seine Kinder, behielt
sich aber ein Dauerwohnrecht an dem Haus vor.
Obwohl die gesetzliche Formulierung die Beibe-
haltung des Eigentums nicht vorsieht, versagte
das Gericht (rückwirkend) die Steuer befreiung,
weil hier eine über den Wortlaut hinausgehende
Auslegung des Gesetzes geboten sei. Nach dem
Gesetzeszweck – so das Gericht – sei die Eigen-
tümerstellung des Erben für die Steuerbefreiung
notwendig.

4
Nutzungsausfallentschädigung als Betriebs-
einnahme

Schadensersatz- oder Versicherungsleistungen
für Wirtschaftsgüter, die zum Betriebsvermögen
gehören, sind als Betriebseinnahme zu erfas-
sen, da diese an die Stelle des beschädigten
oder zerstörten Wirtschaftsguts treten.17 Dies gilt
nach einer aktuellen Entscheidung des Bundes-
finanzhofs18 auch für eine Nutzungsausfall -
entschädigung; eine teilweise Privatnutzung
ändert daran nichts.

Im Streitfall wurde für einen durch den Unter-
nehmer teilweise auch privat genutzten PKW
aufgrund eines Unfalls von der Versicherung des
Unfallgegners eine Nutzungsausfallentschädi-
gung gezahlt. Obwohl sich der Unfall auf einer
privaten Fahrt ereignete, ist die Entschädigung
in voller Höhe als Betriebseinnahme zu ver -
steuern. Die Nutzungsausfallentschädigung hat
nach Auffassung des Gerichts auch keine Aus-
wirkung auf die Besteuerung nach der 1 %-Rege-
lung.

Steht während eines längeren Zeitraums kein
Fahrzeug zur privaten Nutzung zur Verfügung,
kann dies jedoch dazu führen, dass für diese
Zeit kein privater Nutzungsanteil nach der 1 %-
Regelung zu erfassen ist.19

Bei Ermittlung des privaten Nutzungsanteils
nach der Fahrtenbuchmethode (Ermittlung der
tatsächlichen auf die privaten Fahrten entfal-

lenden Aufwendungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 4
Satz 3 EStG) wirkt sich die Entschädigung antei-
lig aus und führt zu einem geringeren Entnahme-
wert, da die Nutzungsausfallentschädigung die
Aufwendungen für das Fahrzeug mindert.

5
Gesetz zur Modernisierung des Besteue-
rungsverfahrens: Änderungen durch
 Finanz ausschuss

Durch das Gesetz zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens20 sollen die rechtlichen
Voraussetzungen für ein zeitgemäßes und
 effizientes Besteuerungsverfahren unter ver-
stärktem Einsatz der Informationstechnologie
geschaffen werden (siehe dazu auch Informa -
tionsbrief Februar 2016 Nr. 8).

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sind auf
Empfehlung des Finanzausschusses u. a. folgende
Änderungen in den Gesetzentwurf aufgenommen
worden:

• Die allgemeine Frist für die Abgabe von
Steuererklärungen (bisher: 31. Mai) wird bis
zum 31. Juli nach Ablauf des jeweiligen Ka-
lenderjahrs verlängert.

• Der Abgabetermin für beratene Steuerpflich-
tige soll wie in der ersten Entwurfsfassung
auf den letzten Tag des Februars, d. h. regel-
mäßig der 28. Februar des Zweitfolgejahrs,
festgelegt werden (bisher: 31. Dezember
des Folgejahrs). Davon abweichend soll die
Finanzverwaltung eine Abgabe von Erklärun-
gen vorzeitig, d. h. vor Ende Februar, ver -
langen können. Für diese sog. Vorabanfor-
derungen gilt dann eine Abgabefrist von
4 Monaten.

• Die Regelungen zu den Abgabefristen sollen
erstmals für Besteuerungszeiträume anzuwen-
den sein, die nach dem 31. Dezember 2017
beginnen.

• Bei der Neuregelung der Verspätungszu-
schläge hat der Finanzausschuss Erleich -
terungen eingebracht. Eine für bestimmte
Fälle vorgesehene automatische Festsetzung
von Verspätungszuschlägen soll insbe sondere
dann nicht in Betracht kommen, wenn die
Steuer auf null Euro bzw. auf einen negativen
Betrag festgesetzt wird oder sich keine Nach-
zahlungen ergeben.

• Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden
angefangenen Monat 0,25 % der festgesetz-
ten Steuernachzahlungen, mindestens jedoch
25 Euro monatlich; der Höchstbetrag bleibt
bei insgesamt 25.000 Euro.

15 Vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 4b Satz 5
ErbStG.

16 Urteil vom 15. Februar 2016
1 K 2275/15 (EFG 2016
S. 734).

17 BFH-Urteile vom 24. Mai 1989
I R 213/85 (BStBl 1990 II
S. 8) und vom 13. Mai 2009
VIII R 57/07 (n. v.).

18 Urteil vom 27. Januar 2016
X R 2/14.

19 Die Monatswerte sind nicht
anzuwenden für volle Kalen-
der monate, in denen keine
Privatnutzung stattfand
 (siehe BMF-Schreiben vom
18. November 2009 – IV C 6 –
S 2177/07/10004, BStBl
2009 I S. 1326, Rz. 15).

20 Vgl. dazu Bundesrats-Druck -
sache 255/16.
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• Insbesondere bei Rentenempfängern, die da-
von ausgegangen sind, keine Steuererklä -
rungen abgeben zu müssen, wird der Verspä-
tungszuschlag erst ab dem Monat berechnet,
der der in der Aufforderung bezeichneten
 Erklärungsfrist folgt, d. h. also nicht grund-
sätzlich rückwirkend seit Bezug der steuer-
pflichtigen Renteneinkünfte.

• Die neuen Bestimmungen zum Verspätungs-
zuschlag gelten erstmals für Steuererklä -
rungen, die nach dem 31. Dezember 2018
einzureichen sind (d. h. regelmäßig die
Steuer erklärungen für 2018 und später).

6
Steuerermäßigung für haushaltsnahe
Dienstleistungen und Handwerker -
leistungen

Für Aufwendungen im Zusammenhang mit Reno-
vierungs-, Instandsetzungs- bzw. Modernisie-
rungs arbeiten in einem privaten Haushalt oder
der Pflege des dazugehörigen Grundstücks kann
eine Steuerermäßigung in Form eines Abzugs
von der Einkommensteuer in Anspruch genommen
werden (siehe § 35a Abs. 2 und 3 EStG). Begüns -
tigt sind danach 20 % der Arbeitskos ten für

Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist
u. a., dass eine entsprechende Rechnung vor-
liegt und die Zahlung unbar (auf das Konto des
Dienstleisters) erfolgt ist; dies gilt auch für
 Abschlagszahlungen.
Für die Berücksichtigung der Steuerermäßigung
im jeweiligen Kalenderjahr kommt es grundsätz-
lich auf den Zeitpunkt der Zahlung an. Zu be-
achten ist in diesem Zusammenhang, dass ein
eventueller „Anrechnungs über hang“ (Zahlungen,
die über dem Höchstbetrag liegen) verloren ist,
d. h., eine Anrechnung des übersteigenden Be-
trages kann auch nicht im folgenden Jahr nach-
geholt werden.21

Die Steuerermäßigung kann nicht nur von (Mit-)
Eigentümern einer Wohnung, sondern auch von
Mietern in Anspruch genommen werden. Dies
setzt voraus, dass die vom Mieter zu zahlenden
Nebenkosten Beträge umfassen, die für begüns -
tigte haushaltsnahe Dienstleistungen und hand-
werkliche Tätigkeiten abgerechnet wurden; der
auf den Mieter entfallende Anteil an den Auf-
wendungen muss aus einer Jahresabrechnung
hervorgehen oder durch eine Bescheinigung
(des Vermieters bzw. Verwalters) nachgewiesen
werden.22

Nicht begünstigt sind Tätigkeiten im Rahmen
einer Neubaumaßnahme; hierunter fallen Arbei-
ten, die im Zusammenhang mit der Errichtung
eines Haushalts bis zu dessen Fertigstellung
anfallen.23

Das bedeutet, dass z. B. Arbeitskosten für einen
nachträglichen Dachgeschossausbau (auch bei
einer Nutz-/Wohnflächenerweiterung), für eine
spätere Gartenneuanlage, der nachträglichen
Errichtung eines Carports, einer Fertiggarage,
eines Wintergartens oder einer Terrassenüber-
dachung sowie für Außenanlagen wie Wege,
Einzäunungen usw. grundsätzlich nach § 35a
Abs. 3 EStG begünstigt sind.

Nach § 35a Abs. 4 EStG ist die Steuerermäßi-
gung auf Leistungen begrenzt, die „im Haus-
halt“ erbracht  werden.24 Das Finanzgericht
München25 hat auch den Werkstattarbeitslohn
für die Herstellung einer neuen Haustür in einer
Tischlerei mit anschließender Montage als be-
günstigt angesehen. Es handele sich hierbei
um eine Tätigkeit, die in unmittelbarem räum -
lichem Zusammenhang zum Haushalt durchge-
führt wurde und dem Haushalt dient. Das Ge-
richt bezieht sich hierbei auf die neuere höchst-
richterliche Rechtsprechung26 zum Begriff „im
Haushalt“, der räumlich funktional auszulegen
ist.

Der Begriff „im Haushalt“ ist allerdings nicht in
jedem Fall mit dem tatsächlichen Bewohnen
gleichzusetzen. So können beim Umzug in eine
andere Wohnung nicht nur die Umzugsdienst -
leistungen und Arbeitskosten im Zusammenhang
mit der „neuen“ Wohnung, sondern z. B. auch
die Renovierungsarbeiten an der bisherigen
Woh nung berücksichtigt werden.27

21 Siehe BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 – IV C 4 – S 2296-b/07/0003 (BStBl 2014 I S. 75), Rz. 44 und 55.
22 Siehe BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (Fuß note 21), Rz. 27 und 28.
23 Siehe BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (Fuß note 21), Rz. 20 und 21 und  Anlage 1.
24 Siehe BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (Fuß note 21), Rz. 20.
25 Urteil vom 23. Februar 2015 7 K 1242/13.
26 Vgl. BFH-Urteil vom 20. März 2014 VI R 56/12 (BStBl 2014 II S. 882).
27 Vgl. BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (Fuß note 21), Rz. 19.
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höchstmögliche Steuer-
ermäßigung im Jahr

• haushaltsnahe Dienstleistungen:
z. B. Putz-, Reinigungsarbeiten in der Wohnung,
Gartenpflege wie z.B. Rasenmähen, Heckenschneiden 4.000 E

• Handwerkerleistungen:
Renovierungs-, Modernisierungs- und Erweiterungsarbeiten durch 
Handwerker, Gartengestaltung, Reparatur bzw. Wartung von Heizung,
Küchengeräten, Computern usw., Schornsteinfegerleistungen 1.200 E


